
An der Frage, wie sich Europa weiterentwickeln soll, scheiden sich die Geister. Auf der einen 

Seite stehen die Euroskeptiker, die sich stärkere Nationalstaaten wünschen. Es gibt aber  

auch zahlreiche Verfechter einer stärkeren europäischen Integration. Am Max-Planck-Institut 

für Gesellschaftsforschung in Köln lotet die Europaforschung um Martin Höpner und  

Fritz Scharpf aus, wie stark sich die Mitgliedstaaten angesichts ihrer großen strukturellen 

Unterschiede überhaupt annähern können.  
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Nach den Erkenntnissen der Europa-
forscher am Max-Planck-Institut für 
Gesellschaftsforschung in Köln hat die 
politische und ökonomische Heteroge-
nität der Mitgliedsländer einen wesent-
lichen Einfluss auf das Zusammen-
wachsen Europas. „Die Heterogenität 
bestimmt maßgeblich den Raum des 
politisch Möglichen“, sagt der Politik-
wissenschaftler Martin Höpner, Leiter 
der Forschungsgruppe „Politische Öko-
nomie der europäischen Integration“. 
„Daraus ergibt sich, was realistisch 
machbar ist und was nicht.“ Ange-
sichts gravierender struktureller Unter-
schiede sind die Forscher skeptisch. 
Mit ihrer Sicht der Dinge dürften sie 
auf Europavisionäre wie die Spielver-
derber vom Dienst wirken. Dabei wol-
len die Wissenschaftler aufzeigen, was 
realistische Handlungsoptionen sind. 

Das könnte auch davor schützen, dass 
Bürger enttäuscht werden, weil sich die 
hochfliegenden Pläne der Visionäre 
nicht in die Tat umsetzen lassen.

Theoretisch sprach lange Zeit vieles 
für eine Angleichung der Lebensverhält-
nisse in der EU. In der Praxis verlief die 
Integrationsgeschichte Europas jedoch 
anders: Von Erweiterung zu Erweite-
rung wurden die Unterschiede zwischen 
den Mitgliedsländern größer, und sie 
schwanden, abgesehen von Irland, auch 
nicht wesentlich mit der Zeit. Mit den 

 E  
uropa wird das sein, worauf 
die Europäer sich einigen 
können, oder es wird nicht 
sein“, schrieben die Politiker 
Hans Eichel (SPD), Roland 

Koch (CDU) sowie der Philosoph Jürgen 
Habermas und der Ökonom Bert Rürup 
in ihrem Aufruf für ein solidarischeres 
Europa im Herbst 2018. Sie forderten 
mehr Europa, angefangen von einer 
einheitlichen europäischen Armee bis 
hin zu einer Mindestabsicherung für 
Arbeitslose von Portugal bis Rumänien. 
Andere Pro-Europäer fordern ein grünes 
Europa oder ein soziales Europa. Es gibt 
viele gute Gründe für derartige Wün-
sche. Aber wie wahrscheinlich ist es, 
dass sich die 27 EU-Mitglieder, die nach 
dem Austritt Großbritanniens noch 
übrig bleiben, auf solch anspruchsvolle 
Integrationsschritte einigen?�  F
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Zwei Welten: In Bulgarien, dem ärmsten 
Mitglied der EU, sind 20 Prozent der Menschen 
so arm, dass sie nicht einmal grundlegende 
Bedürfnisse stillen können. Besonders hart  
trifft es Roma (links). In Luxemburg, dem 
reichsten EU-Land, sind sieben Prozent der 
Bürger Millionäre, und manch einer zeigt 
seinen Reichtum auch gerne. 

FOKUS_Europa



sechs Gründungsmitgliedern der Euro-
päischen Gemeinschaft (Deutschland, 
Frankreich, Italien, Belgien, den Nieder-
landen und Luxemburg) gab es anfangs, 
gemessen an der wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit, eine vergleichsweise ho-
mogene Gruppe. Dies änderte sich erst-
mals durch den Beitritt der Südländer 
(Spanien, Portugal und Griechenland) 
ab Anfang der 1980er-Jahre und ganz 
wesentlich nach dem Fall der Mauer mit 
der Beitrittswelle von Staaten aus Ost- 
und Mitteleuropa. Bis heute existiert 
eine Wohlstandskluft: Im reichsten Mit-
gliedsland Luxemburg ist das Brutto
inlandsprodukt je Bürger mehr als zehn-
mal so hoch wie in Bulgarien, dem 
Schlusslicht in der EU. Das Ungleichge-
wicht spiegelt sich auch bei den Min-
destlöhnen: In Luxemburg stehen Be-
schäftigten 11,55 Euro je Stunde zu, in 
Bulgarien gerade einmal 1,57 Euro. 

Die Europa-Arbeitsgruppe am Max-
Planck-Institut für Gesellschaftsfor-
schung legt ihrer Arbeit vor allem die 
Methode der vergleichenden politischen 
Ökonomie zugrunde, ein gängiges In
strument aus dem Werkzeugkasten von 

Politologen, Soziologen und Ökono-
men. Damit untersuchen Wissenschaft-
ler, welche strukturellen Unterschiede 
es zwischen Staaten gibt und ob die He-
terogenität Folgen hat, etwa für die In
tegration regionaler Wirtschaftsräume 
wie in der Europäischen Union. Im Kern 
geht es um unterschiedliche Ausprä-
gungen des Kapitalismus. So unterschei-
den der amerikanische Politikwissen-
schaftler Peter A. Hall und der britische 
Ökonom David Soskice in ihrem Klassi-
ker Varieties of Capitalism koordinierte 
Ökonomien in Kerneuropa von libera-
len Marktökonomien wie den USA oder 
Großbritannien. Der dänische Soziologe 
Gøsta Esping-Andersen sortiert Staaten 
mit Blick auf sozialdemokratische, kon-
servative und liberale Sozialstaatsmo-
delle. Fritz Scharpf, emeritierter Direk-
tor am Kölner Max-Planck-Institut und 
noch heute in der Forschung aktiv, 
identifizierte bereits Ende der 1970er- 
Jahre zwei andere wichtige Variablen für 
die unterschiedliche wirtschaftliche 
Entwicklung von Ländern: die Art der 
Inflationsbekämpfung und die Art des 
Lohnfindungssystems. Der Einfluss die-

ser Faktoren war mit der Ölkrise deut-
lich geworden: Die Folge war, dass sich 
einst vergleichbare Länder während der 
1970er-Jahre wirtschaftlich auseinan-
derentwickelten.

UNTERSCHIEDE ERSCHWEREN 
EINEN EUROPÄISCHEN KONSENS 

  
Eine eindeutige Schwelle, ab der Hete-
rogenität Integration verhindert, gebe 
es nicht, sagt Höpner. Aber in der poli-
tikökonomischen Forschung bestehe 
Einigkeit darüber, dass „die Heterogeni-
tät zwischen den EU-Mitgliedsländern 
enorm ist“. Eindrücklich illustrierten 
dies etwa die Höhe der Mindestlohn
sätze, die Ausgestaltung der Arbeitneh-
mermitbestimmung oder die Art und 
Weise der Besteuerung. Trotzdem hat 
in der EU eine Menge Integration statt-
gefunden – auf unterschiedliche Art 
und Weise.

Fritz Scharpf unterschied bereits in 
den frühen 1990er-Jahren zwischen po-
sitiver und negativer Integration, was 
ganz wesentlich ist, um den Ansatz der 
Kölner Forscher zu verstehen. Die Be- F
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Ausfuhren auf Rekordniveau: Deutschland hat im Jahr 2018 so viele Waren exportiert wie nie zuvor. Die deutsche Wirtschaft profitiert davon,  
dass der Euro – wegen der wirtschaftlich schwächeren Länder der Eurozone – im weltweiten Vergleich zu niedrig bewertet ist.



gehenden politischen Konsens zwischen 
den Mitgliedern voraus. „Aufgrund der 
strukturellen wirtschaftlichen Unter-
schiede ist es aber außerordentlich 
schwierig, einen solchen Konsens zu 
erreichen“, sagt Höpner. 

DIE EU SCHAFFT EHER STANDARDS 
AB, ALS NEUE ZU SETZEN 

 
Bestes Beispiel ist die Diskussion über 
Steuerharmonisierung. Große EU-Staa-
ten haben durch Steuerkonkurrenz viel 
zu verlieren und drängen eher auf eine 
Angleichung der Steuersätze etwa für 
Unternehmenssteuern, kleine oder är-
mere EU-Staaten sind eher daran inter-
essiert, mittels niedriger Steuersätze 
Unternehmen anzuziehen. „Das ist ein 
legitimes Interesse“, findet Höpner. 
Groß sind die Interessengegensätze 
auch bei der Frage der Regulierung des 
Arbeitsmarktes, was sich am Beispiel 
der Entsenderichtlinie zeigt. Ärmere 
Länder haben ein Interesse daran, dass 
ihre heimischen Firmen die niedrigeren 
Standards und Löhne zumindest teil-
weise in reichere Länder exportieren 
können. Die wohlhabenderen Länder 
wollen dies möglichst unterbinden. 
Aufgrund dieser Interessenunterschiede 
ist es sehr schwierig, sich auf einheitli-

che übergeordnete Prinzipien in der 
Gemeinschaft zu einigen, ob für die 
soziale Absicherung, für Kapitalsteuern 
oder Mitbestimmung. 

Aufgrund der institutionellen Re-
geln sei es wesentlich leichter, in der 
EU mittels negativer Integration politi-
sche Fortschritte zu erzielen als mittels 
positiver Integration. „Diese Asymme-
trie ist in das europäische Institutio-
nensystem und damit gewissermaßen 
in die Tiefengrammatik der EU einge-
schrieben“, sagt Höpner: „Die negative 
Integration entfaltet dabei eine Wucht, 
die die positive Integration niemals 
entwickeln könnte.“ 

Das hat erhebliche Folgen, weil 
durch die beiden Integrationsmecha-
nismen unterschiedliche Politikfelder 
bearbeitet werden. Durch positive Inte-
gration werden gewöhnlich neue Re-
geln geschaffen und Standards etabliert, 

griffe enthalten keine Bewertung, son-
dern sollen lediglich zwei unterschied-
liche Wege beschreiben, mit denen 
„mehr Europa“ verwirklicht wird. Nega-
tive Integration findet demnach statt, 
wenn nationale Handelshemmnisse in 
den jeweiligen Ländern beseitigt wer-
den. Bestes Beispiel ist die Schaffung 
des gemeinsamen Binnenmarkts. Die 
Gemeinschaft verbot jedem Mitglied-
staat protektionistische Maßnahmen 
wie Zölle oder eigene Produktvorga-
ben, sogenannte nichttarifäre Handels-
hemmnisse. Der EU-Binnenmarkt wur-
de auf diese Weise liberalisiert. 

Eine solche negative Integration 
kann nicht nur durch gesetzliche Vor-
gaben der EU erfolgen. Auch der Europä
ische Gerichtshof entwickelt sie durch 
Urteile weiter. Das geschieht regelmäßig. 
Wegweisend war etwa die Cassis-de-
Dijon-Entscheidung des EuGH im Jahr 
1979. Wenn ein Produkt in einem Mit-
gliedsland rechtmäßig in den Verkehr 
gebracht wurde, dürfe es grundsätzlich 
auch in allen anderen Mitgliedsländern 
verkauft werden, urteilten die Richter. 

Von positiver Integration sprechen 
die Forscher dagegen, wenn die EU für 
alle Mitgliedstaaten verbindliche Poli-
tiken schafft. Solche Entscheidungen 
setzen in der EU noch heute einen weit-G

ra
fi

k
: M

P
I f

ü
r 

G
es

el
ls

ch
a

ft
sf

o
rs

ch
u

n
g

F
o

to
: i

st
o

ck

1 | 19  MaxPlanckForschung    33

FOKUS_Europa

Erzwungene Annäherung: Der Leistungsbilanz-
saldo – die Differenz zwischen dem Wert 
exportierter und dem Wert importierter Waren 
und Dienstleistungen – hat sich in Griechen-
land und Spanien positiv entwickelt. Um das 
zu erreichen, wurden den Menschen in diesen 
Ländern jedoch deutliche Kürzungen bei den 
Löhnen und tiefe Einschnitte im Gesundheits- 
und Rentensystem zugemutet.

Leistungsbilanzsaldo in Prozent des BIP
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ten Ländern wie Italien oder Spanien. 
Für Erstere bedeuten steigende Löhne 
vor allem steigende Kosten für die auf 
den Export ausgerichteten Unterneh-
men. Wachsen die Kosten, müssen die-
se die Preise für ihre Produkte oder 
Dienstleistungen erhöhen, was gegen-
über den Konkurrenten auf dem inter-
nationalen Markt einen Wettbewerbs-
nachteil bedeutet. 

MANCHEN STAATEN NUTZT  
EINE HÖHERE INFLATION

 
Natürlich gibt es auch in den auf ihren 
Binnenmarkt orientierten Ländern ex-
portierende Unternehmen. Für sie stel-
len Lohnsteigerungen ebenfalls einen 
Wettbewerbsnachteil dar. Wesentlich 
entscheidender für die volkswirtschaft-
liche Entwicklung kann es jedoch sein, 
dass durch wachsende Löhne die Haus-
haltseinkommen und damit die Nach-
frage steigen. Unternehmen können 
dann höhere Preise im Inland durch-

setzen und so Produktion und Beschäf-
tigung ausweiten. Zwar steigt dann 
auch die Inflation. Aber die Inflation 
in einem Land mit einem großen Bin-
nensektor kann volkswirtschaftlich 
etwas anderes bedeuten als in einem 
Land mit einem großen Exportsektor. 
Es kann also durchaus sinnvoll sein, 
wenn die Notenbanken in binnenorien-
tierten Volkswirtschaften eine höhere 
Inflation zulassen.  

Die gemeinsame Währung ist auch 
problematisch, wenn es um die Bewer-
tung der Leistungsbilanz von binnen- 
und exportorientierten Ländern geht: 
Ökonomen sprechen von einer negati-
ven Handelsbilanz, wenn eine Volks-
wirtschaft Waren und Dienstleistungen 
in einem höheren Wert aus dem Aus-
land bezieht, als sie dorthin verkauft. 
Im umgekehrten Fall ist von einer po-
sitiven Handelsbilanz die Rede. Die 
Handelsbilanz macht den größten An-
teil der Leistungsbilanz aus. Vor dem 
Start der Gemeinschaftswährung konn-

etwa für die Politikbereiche Umwelt 
oder Soziales. Dagegen betrifft die ne-
gative Integration häufig das Politikfeld 
der Wirtschaft. Hier werden fast immer 
nationale Standards beseitigt, weswe-
gen die negative Integration fast immer 
liberalisierend wirkt. Mit dieser Theorie 
kann man erklären, warum in der EU 
viele Liberalisierungsschritte erfolgten, 
es aber kaum Angleichungen im sozia-
len Bereich gibt.

Regelrecht Sprengkraft entfalten die 
strukturellen Unterschiede in der Euro-
zone, der 19 EU-Länder angehören. 
Nach den Erkenntnissen des emeritier-
ten Max-Planck-Direktors Fritz Scharpf 
sorgt hier besonders ein Kriterium für 
Differenzen: wie groß der exportorien-
tierte und der binnenabsatzorientierte 
Sektor in den jeweiligen Volkswirt-
schaften ist.

So haben Preissteigerungen in ex
portorientierten Ländern wie Deutsch-
land oder den Niederlanden eine andere 
Wirkung als in binnenabsatzorientier-
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Indikator für Ungleichheit: Das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf spiegelt die Unterschiede im Wohlstandsniveau wider. Auch wenn die  
hohe Zahl der Grenzgänger in Luxemburg sowie günstige Steuerbedingungen für außereuropäische Unternehmen in Irland die Zahlen etwas 
verzerren, so wird doch die Kluft zwischen den EU-Mitgliedern deutlich. 
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BIP pro Kopf in Euro im Jahr 2017
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ten Ungleichgewichte in der Leistungs-
bilanz zwischen EU-Mitgliedsländern 
durch Auf- und Abwertung der jewei-
ligen nationalen Währungen ausgegli-
chen werden. 

IN GRIECHENLAND SANKEN DIE 
LÖHNE UM EIN VIERTEL

 
Seit es nur noch eine Währung gibt, 
kann die Anpassung lediglich durch eine 
interne Abwertung erfolgen. Darunter 
verstehen Ökonomen eine Senkung der 
Preise und Löhne, um die Wettbewerbs-
fähigkeit einer Volkswirtschaft zu ver-
bessern. In besonders großem Ausmaß 
erfolgte eine interne Abwertung wäh-
rend der Finanzkrise in hoch verschul-
deten Euro-Mitgliedsländern – auch auf 
gehörigen Druck der sogenannten Troi-
ka, also der EU-Kommission, der Euro-
päischen Zentralbank und des Interna-
tionalen Währungsfonds. 

Praktisch geht es vor allem um 
Lohnkosten und Lohnnebenkosten. In 
Griechenland sanken die Bruttolöhne 
etwa um ein Viertel, das Tarifsystem 
erodierte, und viele Beschäftigte erhal-
ten heute nur noch den Mindestlohn. 
Durch diese sogenannte Austeritätspo-
litik sollen die Unternehmen einer 
Volkswirtschaft gegenüber den Konkur-
renten aus anderen Volkswirtschaften 
wettbewerbsfähiger werden. Aber was 
für ein exportorientiertes Land die rich-
tige Wirtschaftspolitik sein mag, kann 
sich kontraproduktiv für binnenorien-
tierte Volkswirtschaften auswirken, wie 
ein Blick in die Krisenländer zeigt. Zwar 
sind deren Leistungsbilanzdefizite ge-
sunken ebenso wie der Lohnanteil, und 
die Exporte wachsen schneller als das 
Bruttoinlandsprodukt – insofern ist die 
Strategie aufgegangen. Aber die Beschäf-
tigung in den Krisenländern ist niedriger 
und die Staatsverschuldung wesentlich 

höher als vor der Krise. Dazu kommt, 
dass die ohnehin großen deutschen Ex-
portüberschüsse noch weiter zugenom-
men haben, weil der Euro gegenüber 
dem Rest der Welt unterbewertet ist. 

„Die Lücke bei der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit zwischen Nord- 
und Südländern in der EU besteht fort 
und könnte nur geschlossen werden, 
wenn die Austeritätspolitik nochmals 
forciert würde“, sagt Scharpf. Entspre-
chend müssten die Preise und Löhne in 
den Krisenländern noch stärker sinken 
als bisher. Das hält der Forscher aber für 
„politisch ausgeschlossen“.

Schon jetzt sind durch die Austeri-
tätspolitik in vielen EU-Ländern die 
Gewerkschaften geschwächt worden, 
etwa durch die Verlagerung von Lohn-
entscheidungen in die Betriebe. Lokale 
Betriebsräte sind in einer schlechteren 
Verhandlungsposition als Gewerkschaf-
ten, die für ganze Branchen Tarifver
träge abschließen. Geschwächt wurden 
auch Bildungs-, Gesundheits- oder Ren-
tensysteme. All das bleibt nicht folgen-
los. „Bestimmte Arten von sozialer Ord-
nung sind schwer zu erschaffen und 
leicht zu zerstören“, sagt Höpner: „Libe-
ralisierungspolitik bringt oft unwider-
rufliche Ergebnisse hervor.“  

Welche politischen Schlüsse ziehen 
die Kölner Forscher nun aus ihren Er-
kenntnissen? Theoretisch könnte das 
wirtschaftliche Gefälle in der Eurozone 
durch Transfers zwischen reicheren und 
ärmeren Ländern vermindert werden, 
so wie es in Deutschland durch den 
Länderfinanzausgleich erfolgt. Dafür 
wären immense Summen notwendig, 
was die Geberländer überfordern dürf-
te. Aber die Max-Planck-Wissenschaft-
ler halten das mit Blick auf die großen 
strukturellen Unterschiede sowieso für 
höchst unwahrscheinlich. Mehr Infla-
tion im Norden würde die Ökonomien 

Aktiver Emeritus: Fritz Scharpf war von 1986 
bis 2003 Direktor am Max-Planck-Institut für 
Gesellschaftsforschung und arbeitet weiterhin 
an europapolitischen Themen. 

» Um das wirtschaftliche Gefälle in der Eurozone zu verringern, wären immense  

Summen notwendig. Es macht keinen Sinn, den Euro für alle beizubehalten.

FOKUS_Europa
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des Südens entlasten, weil sich die 
Preisverzerrungen in der Eurozone 
dann wieder angleichen würden. Aber 
das ist leichter gesagt als getan: Höhere 
Inflation lässt sich gegen den Willen 
der Beteiligten nicht anordnen. Dann 
könnte die Eurozone jedoch nur durch 
eine weitere Austeritätspolitik zusam-
mengehalten werden, was erheblichen 
Unfrieden unter den betroffenen Bür-
gern stiften würde.

„Den Euro für alle beizubehalten, 
macht keinen Sinn“, sagt Höpner. Er 
hielte es für klug, einen Mechanismus 
in der Eurozone einzubauen, der es 
Staaten ermöglicht, aus der gemeinsa-
men Währung aus- und auch wieder 
einzusteigen. Für eine solche Reform 
sieht er aber ebenfalls erhebliche Hür-
den. Die Angst vor den Folgen der Auf-
lösung des Euro sei groß, ebenso die 
Identifikation des Euro mit einer pro-
europäischen Einstellung, wie sie Bun-
deskanzlerin Angela Merkel auf den 
Punkt brachte, als sie im Bundestag 
sagte: „Scheitert der Euro, dann schei-
tert Europa.“ Für Höpner ist die „emo-
tionale oder ideologische Identifikation 
des Euro mit Europa ein Teil des Prob-
lems, eine notwendige Korrektur der 
Währungsunion wird damit verhin-
dert.“ Die Quintessenz der Forscher: 
Man sollte die Ambitionen für die EU 
herunterschrauben. So entstünden zwar 

keine Vereinigten Staaten von Europa, 
aber womöglich ein besser funktionie-
render Staatenverbund. 

Die Chance für einen europäischen 
Sozialstaat halten die Wissenschaftler 
ohnehin für „gleich null“. Ein europäi-

 

GLOSSAR

Austeritätspolitik zielt darauf ab, dass ein Staat während eines wirtschaftlichen  
Abschwungs versucht, Ausgaben zu kürzen und das Land durch niedrige Lohn- und  
Lohnnebenkosten für Investoren attraktiv zu machen. 

In der Handelsbilanz einer Volkswirtschaft werden alle Exporte und Importe an Waren 
und Dienstleistungen innerhalb eines bestimmten Zeitraums rechnerisch gegenüber
gestellt. Ist die Summe der Exporte höher als die der Importe, so spricht man von einer  
positiven Handelsbilanz.

Die Leistungsbilanz umfasst neben der Handelsbilanz auch Überweisungen in das  
und aus dem Ausland sowie die Nettoeinkommen der Einwohner. 

AUF DEN PUNKT GEBRACHT
l	�� Zwischen den Ländern der Europäischen Union gibt es erhebliche Unterschiede  

in der wirtschaftlichen Struktur und Leistungsfähigkeit.

l	�� Die dadurch verursachten Interessengegensätze machen eine Einigung in  
manchen Bereichen nahezu unmöglich, etwa wenn es um eine gemeinsame  
Steuerpolitik oder um EU-weite Sozialstandards geht. 

l	�� Auch in der Eurozone gibt es deutliche Differenzen: Je nachdem, ob die Wirtschaft 
eines Land eher auf den Binnenmarkt oder auf Export ausgerichtet ist, können  
politische Maßnahmen – etwa zugunsten einer niedrigen Inflation oder zur Lohn
kostensenkung – negative oder positive Wirkung entfalten. 

l	�� Die EU sollte bei ihrer Zielsetzung die Heterogenität ihrer Mitglieder stärker  
berücksichtigen. Zudem bräuchte es für die Euroländer eine Möglichkeit, zeitweise 
aus der gemeinsamen Währung auszusteigen. 

FOKUS_Europa

WOMEN 
IN  
SCIENCE

 Apply for the

LISE MEITNER 
EXCELLENCE PROGRAM

to 
March,
1515
From February

th

TOP OFFER FOR TOP SCIENTISTS: 

The Max Planck Society promotes excellent female scientists  

at an early stage of their scientific career by offering them a  

well-resourced Lise Meitner Group at a suitable Max Planck Institute. 

WWW.MPG.DE/LISE-MEITNER-EXCELLENCE-PROGRAM
More information 

can be found 
on our website at

2019

Politikwissenschaftler mit Wirtschaftsfokus: 
Martin Höpner leitet die Max-Planck- 
Forschungsgruppe zum Thema „Politische 
Ökonomie der europäischen Integration“.

scher Sozialstaat, der gleichzeitig für Bul-
garien und Dänemark passe? „Das kann 
man sich doch nicht einmal mehr in der 
Theorie vorstellen“, sagt Höpner. Trotz-
dem sehen Scharpf und Höpner reelle 
Chancen für soziale Fortschritte, etwa 
Angebote der EU an ärmere Mitglieds-
länder, mit denen diese ihre soziale 
Grundversorgung ausbauen könnten. 
Sinnvoll wären freiwillige Angebote, 
welche die Länder eigentlich aufgrund 
des hohen Nutzens für ihre Bürger gar 
nicht ablehnen können, sagt Höpner. 

Solch nüchterne Sichtweisen be-
geistern weniger als der Traum von den 
Vereinigten Staaten von Europa, aber 
sie bieten vielleicht die besseren Chan-
cen, allen strukturellen Unterschieden 
der Länder zum Trotz in der EU echte 
politische Fortschritte zu erzielen. �    

  www.mpg.de/podcasts/europa 
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